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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 25. April 1973 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Sozialversicherung von Arbeitnehmern, 
die in das Gebiet des anderen Staates vorübergehend entsandt werden 


A. Zielsetzung 

[m Rahmen der wiitschältlichen und technischen Zusammen- 
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volks- 
republik Polen werden in zunehmendem Maße Arbeitnehmer 
zur Erledigung von Arbeiten vorübergehend in das andere Land 
entsandt. Das vorliegende Abkommen soll die sich hieraus erge- 
benden Probleme im Bereich der Sozialversicherung regeln. 

B. Lösung 

Vermeidung der Doppelbesteuerung dadurch, daß die entsand- 
ten Arbeitnehmer in dem So-zialversicherungssystem ihres Hei- 
matlandes eingegliedert bleiben. Sicherstellung ärztlicher Be- 
treuung im Krankheitsfall bei vorübergehendem Aufenthalt 
im anderen Land 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Februar 1974 

1/4 (IV/3) ^ 806 06 — So 27/73 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 25. April 1973 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Sozialversicherung von Arbeitnehmern, die in das Gebiet 
des anderen Staates vorübergehend entsandt werden mit Begründung. 
Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens mit Schlußprotokoll in deutscher und 
polnischer Sprache und eine Denkschrift zum Abkommen sind beige- 
fügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 401. Sitzung am 15. Februar 1974 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 25. April 1973 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Sozialversicherung von Arbeitnehmern, 
die in das Gebiet des anderen Staates vorübergehend entsandt werden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 25. April 1973 Unterzeichne- 
ten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen über die 
Sozialversicherung von Arbeitnehmern, die in das 
Gebiet des anderen Staates vorübergehend entsandt 
werden, sowie dem dazugehörenden Schlußproto- 
koll vom 25. April 1973 wird zugestimmt. Das Ab- 
kommen und das Schlußprotokoll werden nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) ln den Fällen des Artikels 7 Abs. 3 des Ab- 
kommens haben die Träger der Unfallversicherung 
dem Träger der Krankenversicherung, der die Sach- 
leistungen erbracht hat, die Kosten für diese 
Leistungen zu erstatten, die nach Ablauf des 
18. Tages nach dem Arbeitsunfall entstehen. Aus- 


Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen tindet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ab- 
kommen auch das Verwaltungsverfahren der zu- 
ständigen Träger betrifft, die weitgehend Behörden 
der Länder darstellen. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 sieht für die dort vorgesehenen Falle eine 
Lastenverteilung zwischen der Krankenversiche- 
rung und der Unfallversicherung vor. Sie entspricht 
der innerstaatlichen Regelung des § 1504 RVO. 

Nach Absatz 2 werden die Sachleistungen zu glei- 
chen Teilen auf alle Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung umgelegt. Der zu erwartende niedrige 
Betrag rechtfertigt dieses pauschale Umlageverfah- 
ren. Die an sich gerechtere Methode nach einem 


genommen sind die Kosten der Krankenpflege {§ 182 
Abs. 1 Nr. 1 RVO). 

(2) Die Kosten werden zu gleichen Teilen auf alle 
Träger der Unfallversicherung umgelegt. Dies gilt 
auch für die Aufwendungen der Erstversorgung 
nach Artikel 10 Abs. 1 des Abkommens. Die Er- 
stattung und Umlage führt der Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften e. V. durch. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 17 Abs. 2 und das Schlußprotokoll nach sei- 
nem Artikel 6 Satz 2 in Kraft treten, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


diflerenzierten Umlageschlüssel erfordert einen zu 
großen Verwaltungsaufwand. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 17 Abs. 2 und das 
Schlußprotokoll nach seinem Artikel 6 in Kraft tre- 
ten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit 
Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Sozialversicherung von Arbeitnehmern, 
die in das Gebiet des anderen Staates vorübergehend entsandt werden 

Umowa 

migdzy Republik^ Federaln^ Niemiec a Polsk^ Rzeczqpospolit^ Ludow^ 
o ubezpieczeniu spolecznym pracowniköw wyslanych 
przejsciowo na obszar drugiego Pahstwa 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Volksrepublik Polen 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die gegenseitige 
Zusammenarbeit zu fördern und Probleme, die sich auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung ergeben, zu regeln, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten die 
nachstehenden Begriffe 

(1) „Rechtsvorschriften" 

Vorschriften, soweit sie sich auf die in Artikel 2 genann- 
ten Bereiche beziehen, nämlich 

für die Bundesrepublik Deutschland 

die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und Durchfüh- 
rungsvorschriften, 

für die Volksrepublik Polen 

die Gesetze sowie die Verordnungen und alle anderen 
Durchführungsvorschriften zu Gesetzen; 

(2) „Zuständige Behörde" 

für die Bundesrepublik Deutschland den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, 

für die Volksrepublik Polen den Minister für Arbeit, 
Löhne und Sozialangelegenheiten: 

(3) „Entsandter Arbeitnehmer" 

einen Arbeitnehmer, der von seinem Arbeitgeber in das 
Gebiet der anderen Vertragspartei vorübergehend ent- 
sandt und von diesem Arbeitgeber entlohnt wird; 

(4) „Entsendestaat" 

den Staat, in dessen Gebiet der Arbeitgeber des ent- 
sandten Arbeitnehmers seinen Sitz hat; 

(5) „Beschäftigungsstaat" 

den Staat, in dessen Gebiet der Arbeitnehmer entsandt 
wird; 

(6) „Verbindungsstellen" 

die von den zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
bestimmten Stellen, 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Polska Rzeczpospolita Ludowa, 

KIEROWANE PRAGNIENIEM rozwijania zwajemnej 
wspölpracy i uregulowania problemöw wylaniaj^cych 
sig w dziedzinie ubezpieczen spolecznych, 

UZGODNILY CO NAST^PUJE: 

Ar ty kul 1 

Dia celöw stosowania niniejszej Umowy ponizsze pojg- 
cia oznaczaj^: 

1. „Przepisy prawne" 

przepisy obowi^zuj^ce w dziedzinach wymienionych w 
artykule 2, a w szczegölnosci 

w Republice Federalnej Niemiec: 

ustawy, rozporz^dzenia, statuty i przepisy wykonawcze; 
w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej: 

ustawy jak röwniez rozporz^dzenia oraz wszystkie inne 
przepisy wykonawcze do ustaw; 

2. „Wlasciwa wladza" 

dla Republik! Federalnej Niemiec — Federalnego Mini- 
stra Pracy i Spraw Socjalnych, 

dla Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej — Ministra Pracy, 
Plac i Spraw Socjalnych; 

3. „Pracownik wyslany" 

pracownik wyslany przejsciowo przez swego pracodawcg 
na obszar drugiej Umawiaj^cej sie Strony i wynagra- 
dzany przez tego pracodawce; 

4. „Panstwo wysylaj^ce" 

Panstwo, na obszarze ktörego ma swojc^ siedzibg praco- 
dawca pracownika wyslanego; 

5. „Panstwo zatrudnienia" 

Panstwo, na obszar ktörego pracownik zostal wyslany; 

6. „Instytucje l^cznikowe" 

instytucje, ktöre bgd^ ustalone przez wlasciwe wladze 
Umawiaj^cydi sig Stron. 
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Artikel 2 

fl) Dieses Abkommen bezieht sich 
hinsichtlich der Bundesrepublik Deutschland auf die 
Rechtsvorschriften über: 

a) Krankenversicherung 

b) Unfallversicherung 

c) Rentenversicherung; 

hinsichtlich der Volksrepublik Polen auf die Rechtsvor- 
schriften über; 

a) die Versicherung für den Fall der Krankheit und 
Mutterschaft 

b) die Altersversorgung von Arbeitnehmern einschließ- 
lich der besonderen Versorgungssysteme für Berg- 
leute und Eisenbahner und des besonderen Renten- 
systems für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

c) Familienversicherung. 

(2) Dieses Abkommen findet auch auf alle Rechtsvor- 
schriften Anwendung, durch welche die in Absatz 1 
genannten Rechtsvorschriften zusammengefaßt, geändert 
oder ergänzt werden. 

(3) Als Rechtsvorschriften nach Absatz 1 gelten nicht 

a) die Abkommen einer Vertragspartei, die mit dritten 
Staaten geschlossen sind, oder Rechtsvorschriften, die 
zur Anwendung dieser Abkommen erlassen sind; 

b) solche, die von einer zwischenstaatlichen Einrichtung 
erlassen sind, deren Mitglied eine Vertragspartei ist. 

Artikel 3 

Die Versicherungspflicht eines Arbeitnehmers richtet 
sich, soweit die Artikel 4 bis 6 nichts anderes bestimmen, 
nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren 
Gebiet er beschäftigt ist. 

Artikel 4 

(1) Entsandte Arbeitnehmer unterstehen für die Dauer 
von 24 Monaten, beginnend mit der Ankunft im Gebiet 
des Beschäftigungsstaates, den Rechtsvorschriften des 
Entsendestaates, als wären sie in diesem Gebiet be- 
schäftigt; dieser Zeitraum ist länger, sofern die Rechts- 
vorschriften des Entsendestaates dies vorsehen. 

(2) Auf diese entsandten Arbeitnehmer finden für die 
Dauer von 24 Monaten, beginnend mit der Ankunft im 
Gebiet des Beschäftigungsstaates, die Rechtsvorschriften 
dieses Staates keine Anwendung. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Zeitdauer kann auf An- 
trag des Arbeitgebers mit Einverständnis des betreffen- 
den Arbeitnehmers durch die zuständige Behörde des 
Beschäftigungsstaates verlängert werden. Für die Dauer 
der Verlängerung findet Absatz 1 Anwendung. 

(4) Der Verlängerungsantrag ist bei der zuständigen 
Behörde des Entsendestaates einzureichen. Diese leitet 
den Antrag an die zuständige Behörde des Beschäftigungs- 
staates mit der Bestätigung weiter, daß der betreffende 
Arbeitnehmer mit der Verlängerung einverstanden ist. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen betrifft nicht Personen, die unter 
das Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 über 
diplomatische Beziehungen fallen. 

Artikel 6 

(1) Die zuständigen Behörden können auf Antrag des 
Arbeitgebers für einzelne Arbeitnehmer oder für Gruppen 
von Arbeitnehmern Ausnahmen von den Artikeln 3 bis 5 
vereinbaren. 


Artykul 2 

1. Niniejsza Umowa obejmuje: 

w Republice Federalnej Niemiec przepisy prawne o: 

a) ubezpieczeniu chorobowym, 

b) ubezpieczeniu od wypadköw, 

c) ubezpieczeniu emerytalnym. 

w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej przepisy prawne o; 

a) ubezpieczeniu na wypadek choroby i macierzyhstwa, 

b) zaopatrzeniu emerytalnym pracowniköw, wigcznie ze 
specjalnymi systemami dla görniköv/ i kolejarzy oiaz 
specjalnym systemem rent z tytulu wypadköw przy 
pracy i choröb zawodowych, 

c) ubezpieczeniu rodzinnym. 

2. Niniejsza Umowa bgdzie miala zastosowanie röw- 
niez do wszystkich przepisöw prawnych, ktörymi prze- 
pisy prawne wymienione w ustepie 1 zostana skodyfiko- 
wane, zmienione lub uzupelnione. 

3. Nie s^ przepisami prawnymi w rozumieniu ustgpu 1 : 

a) umowy jednej z Umawiajacych sig Stron zawarte 
z pahstwami trzecimi lub przepisy prawne, wydane 
dla stosowania tych umöw, 

b) przepisy wydane przez organizacjg migdzypahstwowa, 
ktörej czlonkiem jest jedna z Umawiajacych si^ Stron. 

Artykul 3 

Obowicizek ubezpieczenia pracownika okresla sig we- 
dlug przepisöw prawnych Umawlajcjcej sie Strony, na 
ktörej obszarze pracownik jest zalrudniony, o ile arly- 
kuly 4 do 6 nie stanowig inaczej. 

Artykul 4 

1. Pracownicy wyslani podlegajg przepisom prawnym 
Pahstwa wysylajgcego przez okres 24 miesigcy, poczyna- 
jgc od daty przybycia na obszar Pahstwa zatrudnienia, 
tak jak by byli zatrudnieni na obszarze Pahstwa wysy- 
lajgcego; okres ten jest dluzszy, jezeli przewiduj^ to 
przepisy prawne Pahstwa wysylajgcego. 

2. Do tych pracowniköw wyslanych nie stosuje si^ 
przepisöw Pahstwa zatrudnienia przez okres 24 miesigcy, 
poczynaj^c od daty ich przybycia na obszar tego Pahs- 
twa. 

3. Okres, o ktörym mowa w ustgpie 2, inoze byc na 
wniosek pracodawcy, za zgod^ zainteresowanego pra- 
cownika, przedluzony przez wlasciwg wladzg Pahstwa 
zatrudnienia. W okresie przedluzenia stosuje sig posta- 
nowienia ustgpu 1. 

4. Wniosek o przedluzenie nalezy zlozyc wlasciwej 
wladzy Pahstwa wysylaj^cego. Wladza ta przekazuje 
wniosek wlasciwej wladzy Pahstwa zatrudnienia, ze 
stwierdzeniem, ze zainteresowany pracownik zgodzil sig 
na przedluzenie. 

Artykul 5 

Niniejsza Umowa nie dotyczy osöb, ktöre podlegaj^ 
Konwencji Wiedehskiej z dnia 18 kwietnia 1961 roku 
o stosunkach dyplomatycznych. 

Artykul 6 

1. Wlasciwe wladze mog^ na wniosek pracodawcy 
uzgodnic wyjgtki od stosowania artykulöw 3 do 5 do 
poszczegölnych pracowniköw lub grupy pracowniköw. 
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(2) Der in Absatz 1 genannte Antrag ist bei der zustän- 
digen Behörde der Vertragspartei einzureichen, in deren 
Gebiet der Arbeitgeber seinen Sitz hat. 

(3) Der Arbeitgeber oder die in Absatz 2 genannte zu- 
ständige Behörde bestätigt, daß der betreffende Arbeit- 
nehmer mit der Ausnahmeregelung nach Absatz 1 ein- 
verstanden ist. 

Artikel 7 

(1) Entsandte Arbeitnehmer, die auf Grund des Arti- 
kels 4 von der Anwendung der Rechtsvorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland freigestellt sind, haben das 
Recht, sich ohne Rücksicht auf ihr Alter und die Höhe 
ihres Einkommens bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
ihres Aufenthaltsortes auf Sachleistungen für den Fall 
der Krankheit und der Mutterschaft zu ermäßigten Bei- 
trägen zu versichern (Beitrittsrecht). Die Versicherung 
umfaßt auch die Familienangehörigen, die sich im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. 

(2) Der Antrag auf Beitritt ist innerhalb von drei 
Wochen nach Ankunft im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zu stellen. Die Versicherung gilt für die 
gesamte Zeit des Aufenthaltes. Vorschriften über die 
Wartezeit für den Anspruch auf Leistungen finden keine 
Anwendung. 

(3) Entsandte Arbeitnehmer, die von ihrem Beitritts- 
recht nach Absatz 1 Gebrauch gemacht und einen 
Arbeitsunfall erlitten haben, erhalten während ihres Auf- 
enthalts im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Sach- 
leistungen durch die für den Aufenthaltsort zuständige 
Allgemeine Ortskrankenkasse, als ob sie den Rechtsvor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland unterständen, 

Artikel 8 

(1) Entsandte Arbeitnehmer, auf die gemäß Artikel 4 
die Rechtsvorschriften der Volksrepublik Polen keine 
Anwendung finden, sind berechtigt, im Falle der Krank- 
heit und Mutterschaft Sachleistungen in Anspruch zu 
nehmen gemäß den Bestimmungen, welche die Grund- 
sätze der Inanspruchnahme dieser Leistungen durch Aus- 
länder regeln. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 gewähren die Ein- 
richtungen des Sozialen Gesundheitsdienstes. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch auf Familien- 
angehörige Anwendung, die sich im Gebiet der Volks- 
republik Polen aufhalten. 

Artikel 9 

Artikel 7 und 8 gelten entsprechend für Arbeitnehmer, 
für die eine Vereinbarung nach Artikel 6 getroffen wor- 
den ist, und für deren Familienangehörige. 

Artikel 10 

(1) Entsandte Arbeitnehmer erhalten bei Arbeitsunfäl- 
len Erstversorgung nach den Rechtsvorschriften des Be- 
schäftigungsstaates, als ob sie diesen Rechtsvorschriften 
unterständen. 

(2) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind 
verpflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und 
der Unfallverhütung mit den dafür zuständigen Trägern 
und Organisationen des Beschäftigungsstaates zusam- 
menzuarbeiten. 

Artikel 11 

(1) Zur Durchführung dieses Abkommens 
a) können die zuständigen Behörden die hierzu erforder- 
lichen Maßnahmen vereinbaren. 


2. Wniosek, o ktörym mowa w ustgpie 1, nalezy przed- 
lozyc wlasciwej wladzy tej Umawiaj^cej sie Strony, na 
obszarze ktorej pracodawca ma swojg siedzibg. 

3. Pracodawca lub wlasciwa wladza wymieniona w 
ustepie 2 stwierdza, ze zainteresowany pracownik wyraza 
zgode na wyjatkowe uregulowanie wedlug ustepu 1. 


Artykul 7 

1. Pracownicy wyslani, do ktörych na podstawie arty- 
kulu 4 nie stosuje sig przepisöw prawnydi Republik! 
Federalnej Niemiec, maj^ prawo, bez wzglgdu na ich 
wiek i wysokosc zarobku, ubezpieczyc sig (prawo przy- 
st^pienia) w celu korzystania ze swiadczeh rzeczowych 
w przypadku choroby i macierzyhstwa we wlasciwej dla 
miejsca ich pobytu „Allgemeine Ortskrankenkasse", opla- 
caj^c zmniejszona skladkg. Ubezpieczenie obejmuje röw- 
niez czlonköw rodzin, ktörzy przebywajc^ na obszarze 
Republik! Federalnej Niemiec. 

2. Wniosek o przyst^pienie nalezy zlozyc w ci^gu 3 
tygodni od daty przybycia na obszar Republik! Federal- 
nej Niemiec. Ubezpieczenie trwa przez caly okres po- 
bytu. Przepisy dotycz^ce okresu wyczekiwania na swiad- 
czenia nie maj^ zastosowania. 

3. Pracownicy wyslani, ktörzy skorzystali z prawa 
przystcipienia wedlug ustgpu 1 i ulegli wypadkowi przy 
pracy, otrzymuja podczas ich pobytu na obszarze Repu- 
blik! Federalnej Niemiec swiadczenia rzeczowe od wla- 
sciwej dla miejsca pobytu „Allgemeine Ortskranken- 
kasse" tak jak gdyby podlegali przepisom prawnym 
Republik! Federalnej Niemiec. 

Artykul 8 

1. Pracownicy wyslani, do ktörych na podstawie arty- 
kulu 4 nie stosuje sig przepisöw prawnych Polskiej 
Rzeczypospolitej Ludowej, majg prawo w przypadku 
choroby i macierzyhstwa korzystac ze swiadczeh rze- 
czowych, zgodnie z przepisami regulujacymi zasady 
korzystania z tych swiadczeh przez cudzoziemcöw. 

2. Swiadczeh, o ktörych mowa w ustgpie 1, udzielaja 
spoleczne zaklady sluzby zdrowia. 

3. Postanowienia ustgpu 1 i 2 majg zastosowanie 
röwniez do czlonköw rodzin, ktörzy przebywaja na ob- 
szarze Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej. 

Artykul 9 

Postanowienia artykulöw 7 i 8 stosuje sie. odpowiednio 
do pracowniköw objgtych porozumieniem przewidzianym 
w artykule 6, oraz do czlonköw ich rodzin. 

Artykul 10 

1. Pracownicy wyslani otrzymujg w razie wypadköw 
przy pracy pierwszg pomoc wedlug przepisöw prawnych 
Pahstwa zatrudnienia tak jak gdyby podlegali tym prze- 
pisom. 

2. Pracodawcy wyslanych pracowniköw zobowigzani 
sg wspölpracowac w dziedzinie bezpieczehstwa pracy 
i zapobiegania wypadkom przy pracy z wlasciwymi 
w tych sprawach instytucjami i organizacjami Pahstwa 
zatrudnienia. 

Artykul 11 

1. Dla stosowania niniejszej Umowy wlasciwe wladze: 
a) moga uzgadniac potrzebne do tego srodki. 
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b) verkehren die zuständigen Behörden unmittelbar mit- 
einander, 

c) unterrichten sich die zuständigen Behörden gegen 
seitig über die geltende Gesetzgebung über Sozial- 
versicherung sowie über alle späteren Änderungen. 

(2) Die zuständigen Behörden legen im gegenseitigen 
Einvernehmen alle Schwierigkeiten bei, welche die An- 
wendung oder die Auslegung dieses Abkommens betref- 
fen 


Artikel 12 

Die Verbindungsstellen verkehren unmittelbar mit- 
einander und vereinbaren, unbeschadet des Artikels 11, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit unter Beteiligung der 
zuständigen Behörden die Verwaltungsmaßnahmen zur 
Anwendung dieses Abkommens. 


Artikel 13 

{1} Die Behörden und Träger gewähren sich gegen- 
seitig, erforderlichenfalls durch Vermittlung der Verbin- 
dungsstellen, unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe bei der 
Anwendung der Bestimmungen dieses Abkommens so- 
wie für die Entscheidung von Streitfällen im Zusammen- 
hang mit diesem Abkommen. 

(2) Schriftstücke, insbesondere Anträge, Erklärungen 
und Rechtsbehelfe dürfen nicht deshalb zurückgewiesen 
werden, weil sie in der Amtssprache der anderen Ver- 
tragspartei abgefaßt sind. 

(3) Urteile, Bescheide oder sonstige Schriftstücke kön- 
nen einer Person, die sich im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei aufhält, unmittelbar durch eingeschriebenen 
Brief mit Rückschein zugestellt werden. 


Artikel 14 

Urkunden, Dokumente und andere Schriftstücke, die 
bei der Anwendung dieses Abkommens vorzulegen sind, 
brauchen nicht durch diplomatische oder konsularische 
Dienststellen legalisiert zu werden. 


Artikel 15 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. Sep- 
tember 1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung 
mit den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) aus- 
gedehnt 


Artikel 16 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Es kann von jeder Vertragspartei schriftlich 
gekündigt werden, jedoch nicht später als sechs Monate 
vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres; in einem sol- 
chen Falle tritt es mit dem Ablauf dieses Jahres außer 
Kraft. 


Artikel 17 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 


b) porozumiewaja siQ bezposrednio miedzy soba, 

c) informuj 4 sig wzajemnie o obowi^zujqcyin ustawo- 
dawstwie w dziedzinie ubezpieczenia spolecznego, jak 
röwniez o wszelkich pözniejszych zmianach. 

2. Wszelkie trudnosci, dotyczace stosowania lub inter- 
pretacji niniejszej Umowy, bedq rozstrzygane przez wla- 
sciwe wladze w drodze wzajemnego porozumienia. 


Arlykui 12 

Instytucje l^cznikowe komunikuja si^ bezposrednio 
wzajemnie i uzgadniaj^, nie naruszaj^c artykulu 11, 
v.^ ramach ich wlasciwosci i z udzialem wlasciwych wladz, 
srodki administracyjne dla stosowania niniejszej Umowy. 


A r t y k u l 13 

1. Wladze i instytucje udzielaj^ sobie wzajemnie - 
w miar^ potrzeby za posrednictwem instytucji Iqczni- 
kowych — bezplatnie pomocy urzedowej i prawnej przy 
stosowaniu postanowien niniejszej Umowy, jak röwniez 
przy rozstrzyganiu przypadköw spornych zwi^zanych z 
Umowä- 

2. Pisraa, a w szczegölnosci wnioski, oswiadczenia 
i srodki odwolawcze nie mogq byc zwracane z tego 
powodu, ze S 4 sporz^dzone w j^zyku urz^dowym drugiej 
Umawiajqcej si^ Strony. 

3. Wyroki, decyzje lub inne pisma moga byc dorgczane 
listem poleconym, za zwrotnym potwierdzeniein odbioru, 
bezposrednio osobie, ktöra przebywa na obszarze drugiej 
Umawiaj 4 cej sig Strony. 


A r t y k u 1 14 

Dowody, dokumenty oraz inne pisma, pizedkladane 
przy stosowaniu niniejszej Umowy, nie wymagaj^ legali- 
zacji przez przedstawicielstwa dyplomatyczne lub urz^dy 
konsularne. 


Artykul 15 

Stosownie do Czterostronnego Porozumienia z dnia 
3 wrzesnia 1971 roku niniejsza Umowa b^dzie siQ roz- 
ci^gac zgodnie z ustalonymi procedurami na Berlin 
(Zachodni). 


Artykul 16 

Umowa niniejsza zawarta jest na czas nieokreslony. 
Moze byc ona wypowiedziana pisemnie przez kazdq 
z Urnawiaj^cych sie Stron, nie pözniej jednak niz na 
szesc miesiQcy przed uplywem danego roku kalenda- 
rzowego; w takim przypadku utraci moc w kohcu tego 
roku. 


Artykul 17 

1. Umowa niniejsza podlega ratylikacji. Dokumenty 
ratyfikacyjne zostan^ wymienione w Bonn tak szybko 
jak to b^dzie mozliwe 

2. Umowa wchodzi w zycie w pierwszym dniu drugiego 
miesi^ca po uplywie tego miesiaca, w ktörym dokumenty 
ratyfikacyjne zostanq wymienione. 
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GESCHEHEN zu Warschau am 25. April 1973 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


NINIEJSZi\ umow^ sporz^dzono w Warszawie w dniu 
25 kwietnia 1973 roku w dwöch oryginalach, kazdy 
w j^zykach niemieckim i polskim, przy czym obydwa 
teksty maj^ jednakowq moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republik! Federalnej Niemiec 
Ruete 

Für die Volksrepublik Polen 
W imieniu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
Bialczynski 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1714 


Schlußprotokoll 


Protoköl 


Artikel 1 

Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsparteien 
werden einander die Liste der gemäß Artikel 1 Nummer 6 
des Abkommens bestimmten Verbindungsstellen über- 
mitteln. 

Artikel 2 

(1) Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland, die von polnischen Arbeit- 
gebern nach dem 31. Dezember 1969 bis zum Inkraft- 
treten des Abkommens für entsandte Arbeitnehmer ab- 
geführt v/urden, werden auf Antrag der Verbindungs- 
stelle der Volksrepublik Polen von der Verbindungs- 
stelle der Bundesrepublik Deutschland zurückgezahlt. 

(2) Die Rückzahlung der Beiträge erfolgt über die Ver- 
bindungsstelle der Volksrepublik Polen. Diese zahlt die 
Beiträge an den Arbeitnehmer, soweit er sie selbst ge- 
tragen hat, im übrigen an den Arbeitgeber aus. 

(3) Haben entsandte Arbeitnehmer Regelleislungen der 
Rentenversicherung in Anspruch genommen, so w^erden 
die Aufwendungen hierfür von den zurückzuzahlenden 
Beträgen abgesetzt. 

(4) Mit Eingang der zurückzuzahlenden Beträge bei 
der Verbindungsstelle der Volksrepublik Polen erlöschen 
alle Ansprüche gegen die Träger der Rentenversicherung 
der Bundesrepublik Deutschland aus diesen Beiträgen so- 
wie aus den ihnen zugrunde liegenden Beschäftigungs- 
zeiten. 

Artikel 3 

Für entsandte Arbeitnehmer, die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Abkommens bereits im Gebiet der ande- 
ren Vertragspartei beschäftigt sind, beginnt die in Arti- 
kel 4 Absatz 1 und 2 und Artikel 7 Absatz 2 des Ab- 
kommens genannte Frist mit diesem Zeitpunkt. 

Artikel 4 

Untersteht ein Arbeitnehmer nach Artikel 4 bis 6 des 
Abkommens nicht 

— den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutsch- 
land, so finden auf ihn und seinen Arbeitgeber die 
Vorschriften über das Kindergeld und über die Bei- 
trags- und Umlagepflicht sowie über die Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz keine Anwendung; 


— den Rechtsvorschriften der Volksrepublik Polen, so 
finden weder auf ihn noch auf seinen Arbeitgeber 
die Vorschriften über die Entschädigung für Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten Anwendung. 

Artikel 5 

Abkommen im Sinne des Artikels 2 Absatz 3 Buch- 
stabe a des Abkommens sind auch multilaterale Über- 
einkommen, die für eine der Vertragsparteien verbind- 
lich sind. 

Artikel 6 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volks- 
republik Polen über die Sozialversicherung von Arbeit- 
nehmern, die in das Gebiet des anderen Staates vor- 


A r t y k u 1 1 

Wlasciwe wladze obu Umawiajacych si^ Stron prze- 
kazg sobie wykaz instytucji l^cznikowych ustalonych 
zgodnie z artykulem 1 punkt 6 Umowy. 


A r t y k u 1 2 

1. Skladki z tytulu ustawowego ubezpieczenia emery- 
talnego Republiki Federalnej Niemiec, ktöre po dniu 
31 grudnia 1969 roku do wejscia w zycie Umowy zostaly 
wplacone przez polskich pracodawcöw za piacowniköw^ 
wyslanych, b^d^ na wniosek instytucji l^cznikowej 
Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej zwröcone przez insty- 
tucj^ l^cznikow^ Republiki Federalnej Niemiec. 

2. Zwrot skladek nast^puje za posrednictwem insty- 
tucji l^cznikowej Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej. 
Zwraca ona skladki pracownikowi, o ile on sam te 
skladki uiszczal, a w innych przypadkach — pracodawcy, 

3. Jezeli pracownicy wyslani korzystali z ustawowych 
swiadczeh ubezpieczenia emerytalnego, wydatki z tego 
tytulu odlicza si^ od kwot podlegajc|cych zwrotowi. 

4. Z chwila wplywu kwot podlegaj^cych zwrotowi do 
instytucji l^cznikowej Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
wygasajg w stosunku do instytucji ubezpieczeh rento- 
wych Republiki Federalnej Niemiec wszelkie roszczenia 
z tytulu tych skladek jak röwniez z tytulu okresöw 
zatrudnienia, za ktöre skladki te oplacono. 

Artykul 3 

W stosunku do pracowniköw wyslanych, ktörzy w dniu 
wejscia w zycie Umowy s^ zatrudnieni na obszarze 
drugiej Umawiaj^cej si^ Strony, termin okreslony w arty- 
kule 4 ustQp 1 i 2 oraz w artykule 7 ustep 2 Umowy 
biegnie od tego dnia. 

Artykul 4 

Jezeli w mysl artykulöw 4 do 6 Umowy pracownik nie 
podlega: 

— przepisom prawnym Republiki Federalnej Niemiec, to 
nie stosuje siQ do niego ani do jego pracodawcy 
przepisöw o dodatkach na dzieci (Kindergeld) ani tez 
przepisöw wynikaj^cych z ustawy o Funduszu Akty- 
wizacji (Arbeitsförderungsgesetz) dotycz^cych obo- 
wi^zku uiszczania skladek, rozkladania kosztöw (Bei- 
trags- und Umlagepflicht) oraz swiadczeh, 

— przepisom prawnym Polskiej Rzeczypospolitej Ludo- 
wej, to nie stosuje si^ do niego ani do jego praco- 
dawcy przepisöw o odszkodowaniach z tytulu wypad- 
köw przy pracy i choröb zawodowych. 

Artykul 5 

Umowami w rozumieniu artykulu 2 ust^p 3 litera a 
Umowy s^ röwniez wielostronne konwencje, ktöre obo- 
wiazuj^ jedn^ z Umawiajacych si^ Stron. 


Artykul 6 

Niniejszy Protoköl stanowi integraln^ cz^sc Umowy 
rai^dzy Republik^ Federaln^ Niemiec a Polsk^ Rzecz^- 
pospolit^ Ludow^ o ubezpieczeniu spolecznyra pracowni- 
köw wyslanych przejsciowo na obszar drugiego Pahstwa. 
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übergehend entsandt werden. Es tritt an dem selben Tag 
in Kraft wie das Abkommen und bleibt ebenso lange wie 
dieses in Kraft. 

GESCHEHEN zu Warschau am 25. April 1973 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Wchodzi on w zycie w dniu wejscia w zycie Umowy 
i obowicjzuje tak dlugo jak Umowa. 


PROTOKÖL SPORZ^DZONO w Warszawie w dniu 
25 kwietnia 1973 roku w dwoch oryginalach, kazdy w 
jQzykach niemieckim i polskim, przy czym obydwa 
teksty maj^ jednakowa raoc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W Imieniu Republik! Federalnej Niemiec 
Ruete 


Für die Volksrepublik Polen 
W imieniu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
Bialczynski 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Vorbemerkung 

Im Rahmen der wirtschaftlichen und technischen 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen werden 
in zunehmendem Maße polnische Arbeitnehmer zur 
Erledigung von Arbeiten von Firmen vorüber- 
gehend in die Bundesrepublik Deutschland und 
deutsche Arbeitnehmer in die Volksrepublik Polen 
entsandt. Das vorliegende Abkommen soll die da- 
durch entstehenden Probleme der Sozialversiche- 
rung regeln, insbesondere soll sichergestellt wer- 
den, daß diese Arbeitnehmer in dem Sozialversiche- 
rungssystern ilnes Heimatlandes eingegliedert 
bleiben und im Krankheitsfall ärztliche Betreuung 
im Aufenthaltsland erhalten. 


II. Abkommen 

Artikel 1 enthält die Erläuterung der in den 
nachfolgenden Artikeln wiederholt verwendeten 
Begriffe. Die Vorschrift soll die Anwendung des 
Abkommens erleichtern. 

Artikel 2 legt den sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens fest. Es erstreckt sich in der Bun- 
desrepublik Deutschland auf die Krankenversiche- 
rung, die Unfallversicherung und die Rentenver- 
sicherung. 

Nach Absatz 2 bezieht sich das Abkommen auch 
auf künftig in Kraft tretende einschlägige Rechts- 
vorschriften, durch die die in Absatz 1 aufgeführten 
Rechtsvorschriften zusammengefaßt, geändert oder 
ergänzt werden. 

Nach Absatz 3 sind Rechtsvorschriften, die sich aus 
zwischenstaatlichen Verträgen eines der Vertrag- 
staaten mit einem dritten Staat oder aus dem Recht 
der Europäischen Gemeinschaften (z. B. in bezug 
auf die Bundesrepublik Deutschland aus den Ver- 
ordnungen des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften) ergeben oder zu deren Ausführung die- 
nen, bei Anwendung dieses Abkommens nicht zu 
berücksichtigen. 

Artikel 3 enthält den Grundsatz, daß die Rechts- 
vorschriften über Soziale Sicherheit des Vertrag- 
staates anzuwenden sind, in dessen Gebiet der be- 
treffende Arbeitnehmer beschäftigt ist. Das ent- 
spricht dem deutschen innerstaatlichen Sozialver- 
sicherungsrecht. Von dieser Grundregel enthalten 
die Artikel 4 bis 6 eine Reihe von Ausnahmen. 

Artikel 4 sieht vor, daß auf entsandte Arbeit- 
nehmer für die ersten 24 Monate ihrer Entsendung 
in den anderen Vertragstaat die Rechtsvorschriften 
über Soziale Sicherheit des Beschäftigungsstaates 
nicht anwendbar sind, und daß diese Arbeitnehmer 
weiterhin den bis dahin anzuwendenden Rechts- 
vorschriften unterliegen. Auf Antrag des Arbeit- 
gebers mit Zustimmung des Arbeitnehmers kann das 


Arbeitsministerium des Beschättigungsstaates die 
Befreiung von der Anwendung der Rechtsvorschrif- 
ten des Beschäftigungsstaates auf einen nicht be- 
grenzten Zeitraum verlängern. 

Artikel 5 stellt sicher, daß für Personen, die 
unter das Wiener Übereinkommen vom 18. April 
1961 über diplomatische Beziehungen fallen, dieses 
Übereinkommen für die Anwendung der Rechtsvor- 
schriften im Sinne des Artikels 2 des Abkommens 
unberührt bleibt. Diesem Wiener Übereinkommen 
sind beide Vertragstaaten beigetreten. 

Artikel 6 enthält die auch sonst in ähnlichen 
mit westlichen Ländern geschlossenen Abkommen 
übliche Regelung, daß die Arbeitsministerien der 
beiden Vertragstaaten für einzelne Arbeitnehmer 
oder für Gruppen von Arbeitnehmern Abweichen- 
des zu den Bestimmungen der Artikel 3 bis 5 ver- 
einbaren können, 

Artikel 7 bis 10 bestimmen Näheres über die 
Gewährung von Sachleistungen bei Krankheit, Mut- 
terschaft und Arbeitsunfällen von entsandten 
Arbeitnehmern. Die Krankenbetreuung von Touri- 
sten bei Reisen in den anderen Vertragstaat ist in 
dem Abkommen nicht geregelt. Es finden z. Z. Ver- 
handlungen hierüber statt. 

Nach Artikel 7 Absatz 1 haben entsandte polnische 
Arbeitnehmer, die von der Anwendung der deut- 
schen Rechtsvorschriften befreit sind, oder für die 
eine Ausnahmevereinbarung nach Artikel 6 getrof- 
fen worden ist, das Recht auf freiwilligen Beitritt 
zur Allgemeinen Ortskrankenkasse. Innerstaatliche 
deutsche Vorschriften über Wartezeit, Höchstalter 
oder Höchstgrenze des Einkommens sind ohne Be- 
deutung, Der Antrag ist innerhalb von drei Wochen 
nach Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland 
zu stellen (Artikel 7 Abs, 2). 

Artikel 7 Absatz 3 sieht vor, daß entsandte pol- 
nische Arbeitnehmer, die der deutschen Kranken- 
versicherung beigetreten sind und einen Arbeits- 
unfall erlitten haben, Sachleistungen durch die ört- 
lich zuständige Allgemeine Ortskrankenkasse erhal- 
ten. Die innerstaatliche Lastenverteilung zwischen 
den Trägern der Unfallversicherung und der Kran- 
kenversicherung soll in Artikel 2 des Zustimmungs- 
gesetzes geregelt werden. 

Artikel 8 sieht als Gegenstück zum Beitrittsrecht 
zur Krankenversicherung für die in die Bundesrepu- 
blik Deutschland entsandten polnischen Arbeitneh- 
mer vor, daß die in die Volksrepublik Polen ent- 
sandten deutschen Arbeitnehmer berechtigt sind, in 
Polen im Falle der Krankheit und Mutterschaft 
durch die Einrichtungen des sozialen Gesundheits- 
dienstes Sachleistungen in Anspruch zu nehmen, 
und zwar gemäß den Bestimmungen, welche die 
Grundsätze der Inanspruchnahme dieser Leistungen 
durch Ausländer regeln. Das gleiche Recht haben 
die Familienangehörigen der entsandten Arbeitneh- 
mer, die sich in der Volksrepublik Polen aufhalten. 
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Artikel 9 erstreckt das Beitrittsrecht zur Kran- 
kenversicherung bzw. das Recht auf Inanspruch- 
nahme der Einrichtungen des sozialen Gesundheits- 
dienstes auch auf die Arbeitnehmer, für die zwi- 
schen den Arbeitsministerien eine Vereinbarung 
nach Artikel 6 getroffen worden ist, und auf ihre 
Familienangehörigen. 

Artikel 10 : Aus Artikel 7 Absatz 3 des Abkom- 
mens ergibt sich, daß den polnischen Rechtsvor- 
schriften unterliegende polnische Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland, die nicht der deut- 
schen Krankenversicherung beigetreten sind, grund- 
sätzlich keinen Anspruch auf Sachleistungen bei 
Arbeitsunfällen haben. Eine Ausnahme ist in Arti- 
kel 10 Absatz 1 nur für die Fälle der Erstversorgung 
vorgesehen. Damit haben alle entsandten polnischen 
Arbeitnehmer Anspruch auf Erstversorgung, und 
zwar gleichgültig, ob sie von ihrem Beitrittsrecht 
zur deutschen Krankenversicherung Gebrauch ge- 
macht haben. 

Artikel 10 Absatz 2 sieht eine Zusammenarbeit zwi- 
schen den Arbeitgebern von entsandten Arbeitneh- 
mern und den für den Arbeitsschutz und der Unfall- 
verhütung zuständigen Trägern vor. 

Die Artikel 11 bis 14 enthalten die auch sonst 
üblichen Regelungen für das Zusammenwirken der 
in den beiden Vertragstaaten mit der Durchführung 
des Abkommens betrauten Stellen, insbesondere ge- 
währen sich die Behörden und Träger gegenseitig 
unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe bei der Anwen- 
dung der Bestimmungen dieses Abkommens. 

Artikel 15 enthält die zwischen den Regierungen 
ausgehandelte Berlin-Klausel. 

Artikel 16 und 17 enthalten die üblichen Schluß- 
bestimmungen. 


Schlußprotokoll 

Artikel 1 bestimmt, daß die Arbeitsministerien 
sich gegenseitig die von ihnen bestimmten Verbin- 
dungsstellen mitteilen werden. 

Artikel 2 sieht vor, daß die von polnischen Fir- 
men für entsandte polnische Arbeitnehmer seit 
Januar 1970 gezahlten Rentenversicherungsbeiträge 
zurückgezahlt werden, nicht dagegen die Beiträge 
zur Krankenversicherung und Arbeitslosenversiche- 
rung. Bei Inanspruchnahme von Regelleistungen der 
Rentenversicherung werden die Aufwendungen 
hierfür von den zurückzuzahlenden Beiträgen abge- 
setzt. 

Artikel 3 enthält eine Übergangsvorschrift: Er 
bestimmt Näheres über den Beginn der Frist in Arti- 
kel 4 Absätze 1 und 2 (Entsendefrist von 24 Monaten) 
und in Artikel 7 Absatz 2 (Antrag auf Beitritt zur 
gesetzlichen Krankenversicherung) . 

Artikel 4 enthält eine Ergänzung zu den Artikeln 
4 bis 6 des Abkommens. Er stellt klar, daß für die 
von den deutschen Rechtsvorschriften befreiten pol- 
nischen Arbeitnehmer auch nicht die Bestimmungen 
über das Kindergeld und des Arbeitsförderungs- 
gesetzes anwendbar sind. 

Artikel 5 ist eine Ergänzung zu Artikel 2 Ab- 
satz 3 Buchstabe a des Abkommens: Auch Rechts- 
vorschriften aus multilateralen Übereinkommen, die 
für eine Vertragspartei verbindlich sind, sind nicht 
zu berücksichtigen. 

Artikel 6 sieht vor, daß das Schlußprotokoll Be- 
standteil des Abkommens ist und die gleiche Gel- 
tungsdauer wie dieses hat. 
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